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Beschlussvorschlag: 
Die bestehende Vereinbarung über die Wahrnehmung von Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe ist 
bezüglich des § 4 „Förderung von Ganztagsgrundschulen“ zum 31.03.2026, mit Wirkung zum 
31.07.2026, zu kündigen.  
Gleichzeitig wird die Verwaltung ermächtigt, die „2. Änderung zur Vereinbarung über die 
Wahrnehmung von Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe -Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung 
im Grundschulalter“ inhaltlich der Anlage 2 entsprechend, mit dem Landkreis Helmstedt zum 
01.08.2026 abzuschließen. 
 
Sachverhaltsdarstellung, Begründung, ggf. finanzielle Auswirkungen: 
Mit dem Gesetz zur ganztägigen Förderung von Kindern im Grundschulalter 
(Ganztagsförderungsgesetz -GaFöG) wird § 24 Absatz 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 
VIII) zum 01.08.2026 dahingehend geändert, dass ein jährlich nach Klassenstufen aufsteigender 
Rechtsanspruch auf ganztägige Betreuung im Grundschulalter eingeführt wird. 
 
Dieser Rechtsanspruch der Kinder richtet sich an den Landkreis und kann sowohl durch Angebote in 
Tageseinrichtungen (Horte) als auch durch Ganztagsgrundschulen erfüllt werden. 
 
Zur Vorbereitung und Umsetzung des Rechtsanspruchs wurde aus der HVB-Runde eine 
Arbeitsgemeinschaft gebildet, die die Anpassung der Finanzierungsgrundlagen zur Erfüllung des 
Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung in Grundschulen ab 01.08.2026 in dem anhängenden 
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Formulierungsentwurf für eine Änderung der Wahrnehmungsvereinbarung über die Übernahme von 
Aufgaben der Jugendhilfe vom Landkreis Helmstedt erarbeitet hat. 
 
Bislang ist die Finanzierung davon abhängig gewesen, wie viele Kinder generell Angebote des 
Ganztages wahrnehmen, in welchem zeitlichen Umfang Angebote zur Verfügung stehen sowie von 
dem Vorhandensein einer Ferienbetreuung. 
Dabei blieb unberücksichtigt, an wie vielen Tagen pro Woche einzelne Kinder an Ganztagsangeboten 
teilnehmen.  
 
Danach erhält die Stadt Schöningen nach aktuell teilnehmenden Kindern am Ganztagsangebot 2026 
eine Förderung von bis zu 155.472,52 € (Anlage 1) für den Zeitraum von August – Dezember 2026 
Zzgl. 20.616,99 € für die Ferienbetreuung . Demgegenüber steht eine bisherige Förderung in Höhe 
von 6.232,55 € für den gleichen Zeitraum in 2025.  
Für 12 Monate könnte die Förderung bis zu 373.134,05 €  zzgl. des Zuschusses für die 
Ferienbetreuung betragen.   
 
Die in dem Formulierungsentwurf enthaltene neue Finanzierungssystematik basiert auf klar 
definierten Finanzierungsbausteinen, die mit der Anzahl der Teilnehmenden pro Tag steigt. 
Dabei wird der personelle Zusatzbedarf vom Land Niedersachsen auf Grundlage der Anmeldezahlen 
festgestellt. Dieser Bedarf wird lediglich zu 75 Prozent durch das Land finanziert. Da die Grundschule 
Schöningen bereits seit dem Schuljahr 2004/2005 eine Ganztagsgrundschule ist, bekommt sie vom 
Land eine 100%ige Förderung des Zusatzbedarfs. Der vom Landkreis angestrebte Ausgleich auf 
100% der für Schulen, die nach 2004 genehmigt wurden, entfällt somit für die Stadt Schöningen. 
Zudem wird das lehrende Personal nur mit 45 Minuten anstatt mit den rechnerisch erforderlichen 60 
Minuten pro Betreuungsstunde zur Verfügung gestellt. Bei der Berechnung des Zusatzbedarfs wird 
eine Gruppengröße von 30 Kindern festgelegt. Die Soll-Gruppengröße sollte aus Sicht der 
Arbeitsgemeinschaft 20 Kinder betragen. Ergänzend bestehen Finanzierungsmöglichkeiten für 
erforderliche Ganztagskoordinationen sowie für den Einsatz von Hauswirtschaftskräften. 
 In der anhängenden Tabelle (Anlage 1) wurden die Finanzierungsbausteine eingearbeitet und mit der 
Schulleitung und dem Landkreis Helmstedt endabgestimmt.  
 
Zum Erhalt der Fördermittel, müssen die tatsächlichen Kosten gegenüber dem Landkreis 
nachgewiesen werden. Um für die Schule mehr freie Lehrerstunden zu generieren und somit zu einer 
besseren Unterrichtsversorgung zu kommen, sollte im Stellenplan eine Stelle (1VZÄ) für einen/eine 
Ganztagskoordninator/in eingerichtet werden. Nach Maßgabe der Vereinbarung erhalten wir eine 
Förderung von 0,5 Stellen der Entgeltgruppe S11b Stufe 4 pro 50 Stunden Zusatzbedarf. Der 
Zusatzbedarf variiert je nach teilnehmenden Schülern im Ganztag und beträgt aktuell 128 Stunden, 
so dass eine 100%ige Förderung von einer Stelle auch bei einer Reduzierung der Schülerzahl 
gegeben wäre. 
 
Der Rechtsanspruch auf ganztägige Förderung gilt grundsätzlich auch während der Ferien, wobei hier 
mehrwöchige Schließzeiten zulässig sind. Da es sich auch hierbei um einen Rechtsanspruch der 
Kinder handelt, müssen entsprechende Betreuungsangebote geplant, organisiert und vorgehalten 
werden. 
 
Zur Sicherstellung der Ferienbetreuung ist vorgesehen, die Finanzierung analog für 2 päd. 
Fachkräfte, als Erst-  und Zweitkraft ( bis zu TVÖD S 8a und S 3 Stufe4), zu gewährleisten. Darüber 
hinaus soll eine zusätzliche Finanzierung nach Teilnehmertagen erfolgen, falls aufgrund der Anzahl 
der betreuten Kinder eine Betreuung durch zwei Kräfte nicht ausreichend ist. 
Die Stadt Schöningen wird, wie die Stadt Helmstedt bereits auch, die Durchführung der 
Ferienbetreuung mit dem Deutschen Roten Kreuz, Kreisverband Helmstedt e.V., verhandeln. 
 
Alles in allem wirkt sich die geplante Änderung der Wahrnehmungsvereinbarung für die Stadt 
Schöningen positiv aus. Bisher gab es, dadurch dass die Grundschule Schöningen die einzige 
vollgebundene Ganztagsschule im Landkreis Helmstedt ist, ein starkes Ungleichgewicht in der 
Förderung. Unsere Grundschule arbeitet bereits seit dem Schuljahr 2016/2017 mit der Kapitalisierung 
der Lehrerstunden für die Ganztagsbetreuung, wodurch der Stadt keine Kosten für die Betreuung der 
Kinder entstanden sind. Anderen Kommunen mit anderen Formen der Ganztagsschule sind Kosten 
für die Betreuung entstanden, die vom Landkreis Helmstedt zu einem erheblichen Anteil über die 
aktuell gültige Vereinbarung gegenfinanziert worden sind. 
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Besonders positiv ist hervorzuheben, dass auch die Kosten für die Hauswirtschaftskräfte, die in der 
Mittagsverpflegung tätig sind, gefördert werden, da die Caterer zunehmend kein eigenes Personal 
mehr stellen bzw. diese Kosten nicht noch zusätzlich auf die Eltern umgelegt werden müssen. 
 
Weiterhin hat der Niedersächsische Landtag am 18.12.2025 das Haushaltsbegleitgesetz 
beschlossen. Nach § 5 c Abs. 1 erhalten die Kommunen für die Erfüllung des Anspruchs gem. § 24 
Abs. 4 Sätze 1 bis 4 SGB VIII, in der ab dem 1. August 2026 geltenden Fassung, die nach den §§ 
102 und 195 NSchG Schulträger von öffentlichen Schulen mit Primarbereich sind, vom Land eine 
Betriebskostenförderung. 
   
Anteil Stadt Schöningen ca.  
   
1. im Jahr 2026      1 269 000 Euro,  pro Grundschüler/Jahr   4,33 €   ca.   1.815 €  
2. im Jahr 2027      4 322 000 Euro,   pro Grundschüler/Jahr 14,31 €  ca.   5.996 €  
3. im Jahr 2028      7 376 000 Euro,     pro Grundschüler/Jahr 24,63 €  ca. 10.320 € 
4. im Jahr 2029    10 335 000 Euro      pro Grundschüler/Jahr 34,61 €  ca. 14.502 € 
5. ab dem Jahr 2030  12 214 000 Euro     pro Grundschüler/Jahr 40,60 €  ca. 17.011 € 
   
Die Beträge werden auf die einzelnen Kommunen nach dem Verhältnis der Zahl der Schülerinnen 
und Schüler, die den Primarbereich einer öffentlichen Schule in Trägerschaft dieser Kommune 
besuchen, zu der Zahl aller Schülerinnen und Schüler, die in Niedersachsen den Primarbereich einer 
öffentlichen Schule besuchen, aufgeteilt. Die Zahl der Schülerinnen und Schüler richtet sich nach der 
Schulstatistik des Vorjahres.  

Außerdem befindet sich der Förderantrag für das Investitionsprogramm Ganztagsrechtsanspruch kurz 
vor der Einreichung. Hier wurden jetzt die letzten erforderlichen Kostenschätzungen bei einem 
Architekturbüro in Auftrag gegeben, um den Förderantrag formgerecht einzureichen. Die Stadt 
rechnet hier mit einer Fördersumme von 433.299,96 € bei einem Eigenanteil von 76.464,70 €. 
 
Aus vorstehenden Gründen wird verwaltungsseitig vorgeschlagen, dem Beschlussvorschlag 
zuzustimmen. 
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Anlagen 

• Abrechnungsbeispiel als Tabelle 
• 2. Änderung zur Vereinbarung über die Wahrnehmung von Aufgaben der öffentlichen 

Jugendhilfe im Landkreis Helmstedt 
• Vereinbarung über die Wahrnehmung von Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe im Landkreis 

Helmstedt (Lesefassung) 



128,00  Zusatzbedarf 53,00           75,00             

nein

ja

ja

1.009,58 € 

31.482,91 € 

20.223,29 € 

Umrechnung Gruppengröße 64.613,33 € 5.489,24 €            5,00 €

75 % Aufrechnung - € 4.819,26 € 

Ausgleich 45/60 Minuten Lehrer 18.929,69 € 

Ganztagskoordination 31.482,91 € 

Hauswirtschaftskräfte 40.446,59 € Pro-Kopf-Pauschale

Erstkraft

Neuer Betrag: 155.472,52 € Zweitkraft

Finanzierung

Abrechnung Ganztagsgrundschulangebot Gebietskörperschaft Abrechnungszeitraum

E 2 St. 4 Arbeitgeberkosten

Ferienangebot außerhalb Hort vorhanden? (Ja/Nein)

Voll gebundene Ganztagsgrundschule Stadt Schöningen August-Dezember

Kapitalisierte Lehrerstundenpauschale

davon Lehrerstundendavon Stunden kapitalisiert

S 11b St. 4 Arbeitgeberkosten

Ganztagskoordination vorhanden? (Ja/Nein)

20.616,99 € 

Teilnehmertage

Ausgleich fehlende Finanzierung Ferienbetreuung (Finanzierung jährlich)

75 %-Landesberechnung des Zusatzbedarfes? (Ja/Nein)

Pro-Kopf-Pausch. aleS 8a St. 4 Arbeitgeberkosten

S 3 St. 4 Arbeitgeberkosten

10.978,47 € 

- € 

9.638,51 € 

Landkreis Helmstedt Geschäftsbereich Jugend

Anlage 1
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2. Änderung  
zur Vereinbarung über die Wahrnehmung von 

Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe im Land-
kreis Helmstedt 

 
 
 
 

zwischen dem 
 

Landkreis Helmstedt 
 

- nachstehend Landkreis genannt - 
 

und der 
 

Stadt/Samtgemeinde/Gemeinde 
- nachstehend Kommune genannt - 
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Die Vereinbarung über die Wahrnehmung von Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe 
im Landkreis Helmstedt über den Zeitraum 01.01.2023 bis 31.12.2028 wird (in der 
Fassung der 1. Änderungssatzung) wie folgt geändert:  
 

1.   Der Zusatz „(entfällt zum 01.01.2026 in Gänze.)“ in § 3 Abs. 1 Nr. 3 der Verein-
barung wird gestrichen. 

 
2.   § 4 der Vereinbarung erhält zum 01.08.2026 folgende neue Fassung:  

 
§ 4 Förderung von Ganztagsgrundschulen 
 

(1) Die Kommune trägt die Investitionskosten sowie das Defizit der schulischen Be-
triebskosten für die ganztägige Betreuung in Grundschulen nach Abstimmung mit 
der Grundschule. Weiterhin trägt sie die Kosten für die Betreuung in den Ferien. 
Die Kommune wird bei diesen Kosten sowie für das Personal, welches sie selbst 
zur Verfügung stellt, finanziell unterstützt. Die finanzielle Förderung einer be-
darfsgerechten ganztägigen Betreuung berechnet sich anhand mehrerer förder-
fähiger Finanzierungstatbestände gem. Abs. 3. Die finanzielle Förderung der be-
darfsgerechten Ferienbetreuung richtet sich nach Abs. 4. Die Finanzierungen 
stellen jeweils Maximalförderungen dar, insofern Personalkosten bzw. Defizite in 
dieser Höhe bei den jeweiligen Förderzwecken entstehen. Mögliche Landesfi-
nanzierungen sind vorrangig vor Landkreisfinanzierungen zu nutzen. Das Defizit 
der ganztägigen Betreuung ist der Kommune durch die Grundschule nachzuwei-
sen. Der Nachweis kann durch den Landkreis stichprobenartig geprüft werden. 
Die notwendigen Formulare zur Abrechnung werden vom Landkreis Helmstedt 
zur Verfügung gestellt. 
 

(2) Der bundesgesetzliche Rechtsanspruch auf ganztägige Betreuung ist aufstei-
gend formuliert. Die Kommune stellt sicher, dass diejenigen Jahrgänge, die in 
einem Schuljahr vom Rechtsanspruch erfasst sind, vor den Jahrgängen, die noch 
nicht vom Rechtsanspruch erfasst sind, priorisiert in eine ganztägige Betreuung 
sowohl für die Schulzeiten als auch für die Ferienzeiten aufgenommen werden. 
Die Jahrgänge, die nicht vom Rechtsanspruch erfasst sind, sind nachrangig auf-
zunehmen. 
 

(3) Der durch das Land Niedersachsen berechnete Zusatzbedarf, die anteilige Kapi-
talisierung und die Lehrerstundenanteile sind dem Landkreis über die Berech-
nung des Landes nachzuweisen. Bei Ganztagsgrundschulen, die überwiegend 
auf externe Kooperationspartner setzen, ist die Kapitalisierungsquote so hoch 
wie möglich beim Land Niedersachsen zu beantragen. In den anderen Fällen 
entsprechend des Anteils. Abweichungen davon können zu Kürzungen der Land-
kreisförderung führen.  
Die Förderung der außerunterrichtlichen ganztägigen Betreuung während der 
achtstündigen Betreuungszeit enthält folgende Bausteine:  
 

1. Umrechnung der Gruppengröße von 30 auf 20 teilnehmende Schülerinnen und 
Schüler,  
2. Aufrechnung des 75 prozentigen anteiligen Zusatzbedarfes, der ggf. nur vom 
Land zur Verfügung gestellt wird, 
3. Aufrechnung der Unterrichtszeit auf volle Zeitstunden, wenn Lehrerinnen und 
Lehrer nur für eine Unterrichtstunde zur Verfügung gestellt werden, während sich 
der Zusatzbedarf in Zeitstunden berechnet, 
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4. einen Zuschuss für eine vorhandene Ganztagskoordination sowie für Haus-
wirtschaftskräfte, die eine Mittagsverpflegung übernehmen.  
Für eine Ganztagskoordination wird eine halbe S 11b-Stelle je 50 Zusatzbedarfe 
finanziert. Sollten in einer Kommune mehrere Ganztagsgrundschulen vorhanden 
sein, dann können die Zusatzbedarfe für eine Ganztagskoordination bei der Kom-
mune gebündelt werden. Für Hauswirtschaftskräfte werden je 15 Zusatzbedarfe 
eine viertel E 2-Stelle finanziert. Es werden jeweils die Erfahrungsstufen 4 maxi-
mal gefördert. 
 

(4) Bei der Ferienbetreuung außerhalb von Hortgruppen werden die Kosten einer 
Erstkraft analog Entgeltgruppe S 8a sowie einer Zweitkraft analog Entgeltgruppe 
S 3 für zwei Monate als Maximalförderung finanziert soweit Personalkosten in 
dieser Höhe entstehen. Es werden jeweils die Erfahrungsstufen 4 maximal ge-
fördert. Bei mehr als 1.200 Teilnehmertagen im Jahr wird eine Förderung i.H.v. 5 
€ pro Teilnehmertag zusätzlich gewährt. Als Teilnehmertag gilt eine Teilnahme 
eines Kindes an einem Tag. Absprachen der Kommune mit anderen kreisange-
hörigen Kommunen zu Zusammenschlüssen im Rahmen der Ferienbetreuung 
sind möglich. Auf ein rechtsanspruchserfüllendes Angebot ist zu achten. Die För-
derung wird nur gewährt, wenn Doppelförderungen des Ferienangebots ausge-
schlossen werden. 
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Lesefassung 
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Präambel 
 

Der Landkreis und seine Kommunen regeln mit dieser Vereinbarung die Mitfinanzie-
rung der Investitionskosten und der Betriebskosten der Kindertagesstätten auf der 
Grundlage der Finanzhilfebescheide des Landes sowie die Bezuschussung der Ganz-
tagsgrundschulen durch den Landkreis.  
Entsprechend der gesellschaftlichen Bedeutung sowie im Hinblick auf neue gesetzli-
che Regelungen bzgl. der Teilhabe aller Kinder bei der Inanspruchnahme von früh-
kindlichen Bildungsangeboten wird auch die qualitative Weiterentwicklung der Kinder-
tagesstätten bei der Finanzierung von neuen Angeboten in den Blick genommen. 
 
§ 1 Vereinbarungsgegenstand 
 

(1) Die Vereinbarung regelt aufgrund der jeweils geltenden Rechtslage in Nieder-
sachsen im Rahmen des ehemaligen §69 Abs. 6 S. 1 Sozialgesetzbuch – VIII. 
Buch (SGB VIII) – in Verbindung mit §13 Abs. 1 S. 1 des Niedersächsischen 
Ausführungsgesetzes zum Kinder- und Jugendhilfegesetz (AG-KJHG) in der je-
weils gültigen Fassung die Wahrnehmung von Aufgaben der öffentlichen Jugend-
hilfe durch den Landkreis und den kreisangehörigen Kommunen, bezogen auf 
deren Gebiet. Die Kommunen nehmen die Förderung von Kindern nach dem 
SGB VIII und dem Niedersächsischen Gesetz über Kindertageseinrichtungen 
und Kindertagespflege (NKiTaG) so wahr, dass die rechtsanspruchserfüllende 
Bereitstellung von Betreuungsplätzen erfolgen kann. Sie lässt die Gesamtverant-
wortung des Landkreises für die Erfüllung der Aufgaben nach dem SGB VIII ein-
schließlich der Planungsverantwortung (§ 79 Abs. 1 SGB VIII) ebenso unberührt 
wie die Gewährleistungspflicht des Landkreises aus §79 Abs. 2 SGB VIII. 

(2) Soweit nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist, verbleibt es bei der Wahr-
nehmungszuständigkeit des Landkreises als örtlichem Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe für die in diesem Paragraphen in Absatz 1 S.1 genannten Aufgaben. 

 
§ 2 Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen 
 

Der Kommune obliegt die Aufgabe, Kinder in Tageseinrichtungen in ihrem Gebiet zu 
fördern und gewährleistet dabei insbesondere die Fortführung der in ihrem Gebiet be-
stehenden Tageseinrichtungen. Dazu gehört die rechtsanspruchserfüllende und be-
darfsgerechte Bereitstellung von Betreuungsplätzen in Krippen, Kindergärten sowie 
die Vorhaltung eines bedarfsgerechten Angebotes in Tageseinrichtungen für Kinder 
im schulpflichtigen Alter (Hortgruppen) im Sinne des § 24 Abs. (1) bis (4) SGB VIII. Die 
Planung des voraussichtlichen örtlichen Bedarfes an Plätzen in Kindertageseinrichtun-
gen erfolgt in gemeinsamer Zusammenarbeit zwischen dem Landkreis und den Kom-
munen unter Beachtung der Erfüllung des Rechtsanspruchs in einer möglichst ortsna-
hen Tageseinrichtung. Die Samtgemeinden, die selbst nicht die Aufgabe der Förde-
rung von Kindern in Tageseinrichtungen wahrnehmen, können von ihren Mitgliedsge-
meinden insoweit beauftragt werden, sie gegenüber dem Landkreis zu vertreten.  
 
Die dauerhafte Erweiterung oder Reduzierung von Betreuungsangeboten sind mit dem 
Landkreis rechtzeitig und im Vorfeld abzustimmen. Ferner ist die Kommune verpflich-
tet, jede Änderung in der Person der Leitung der Kindertagesstätte dem Geschäftsbe-
reich Jugend, Abteilung Netzwerk, unaufgefordert mitzuteilen. 
 

Der Kommune obliegt zuvörderst die Zuständigkeit, einen notwendigen Wechsel eines 
Kindes aus einer Kindertagesstätte in eine andere in ihrem Zuständigkeitsbereich selb-
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ständig zu regeln, um einen bestehenden Rechtsanspruch des Kindes nicht zu gefähr-
den. Ist der Wechsel in eine Kindertagesstätte in einer anderen Gemeinde oder in Kin-
dertagespflege geboten, sind die beteiligten Stellen im Vorfeld mit einzubeziehen. Vor 
einem möglichen Ausschluss eines Kindes aus einer Kindertagesstätte ist der Ge-
schäftsbereich Jugend (Kindertagesstättenfachberatung) rechtzeitig im Vorfeld zu be-
teiligen und in den Entscheidungsprozess mit einzubeziehen. 
 
§ 3 Finanzierung von Kindertageseinrichtungen 
 

(1) Die Kommune trägt wie bisher die Betriebskosten. Der Landkreis leistet einen 
Kostenzuschuss auf der Grundlage der Finanzhilfe des Landes gem. der §§ 25 
– 30 NKiTaG in Verbindung mit § 22 der Verordnung zur Durchführung des Nie-
dersächsischen Gesetzes über Kindertagesstätten und Kindertagespflege (DVO-
NKiTaG). Dieser Zuschuss erfolgt pauschal in Form von monatlichen Abschlags-
zahlungen zum 15. eines jeden Monats auf der Grundlage der am 01.12. e. J. 
aktuell beim Landkreis Helmstedt – GB Jugend – vorliegenden Finanzhilfebe-
scheide des Landes. Die Endabrechnung erfolgt auf der Basis der durch die Kom-
mune vorzulegenden Finanzhilfebescheide für das abgelaufene Kalenderjahr. 
Ein besonderer Verwendungsnachweis ist nicht zu führen. 

 

1. Zuschuss des Landkreises für Krippen / Kinder U3: 
 Entsprechend der bis zum 15.12. e. J. aktuell vorliegenden Finanzhilfebe-

scheide des Landes werden seitens des Landkreises 100% der Finanzhilfe 
erstattet. 

 

2. Zuschuss des Landkreises für Kindergarten / Kinder Ü3: 
 Entsprechend der bis zum 15.12. e. J. aktuell vorliegenden Finanzhilfebe-

scheide (FH) des Landes erfolgt eine gestaffelte Bezuschussung des Land-
kreises an den finanzhilfefähigen Personalkosten i. H. v. 
- 42% in den Jahren 2023 und 2024 
- 46% in den Jahren 2025 und 2026 
- 50% im Jahr 2027 ff. 
 

3. Zuschuss des Landkreises für Hortgruppen 
  
 

1 Hortgruppe 2 Hortgruppen 3 Hortgruppen 

100 % der FH 150 % der FH 100 % der FH 
 

4. Abschlagszahlungen für neue und noch nicht über die Finanzhilfe erfassten 
Einrichtungen:  

 Auf Antrag kann die Kommune beim Landkreis eine jährliche Abschlagzah-
lung für eine noch nicht durch die Finanzhilfe des Landes erfasste Einrich-
tung erhalten. Unabdingbar ist die Vorlage der gültigen Betriebserlaubnis 
im Geschäftsbereich Jugend – Abteilung Netzwerk – durch die Kommune. 

 

  Als Abschlagszahlung werden 100.000,00 € je Krippen und 50.000,00 € je 
Kindergartengruppe gewährt. Die aktualisierte Abrechnung erfolgt nach 
Vorlage des Finanzhilfebescheides – frühestens jedoch mit der Jahres-
endabrechnung. 

 

(2) Ausbildungsförderung 
 Der Landkreis fördert zusätzlich Kräfte, die sich in Ausbildung befinden und be-

reits in den Kindertagesstätten tätig sind mit dem Ziel, eine schon frühzeitige Bin-
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dung an das praktische Arbeitsfeld der Kindertagesbetreuung und an die Einrich-
tung zu erreichen. Für diese Förderung stellt der Landkreis 200.000,00 € zur Ver-
fügung und in Anlehnung an die gesetzliche Frist in § 30 NKiTaG Besondere 
Finanzhilfe für Kräfte in Ausbildung mit Wirkung zum 01.08.2023 bis zum 
31.12.2028. 

 Notwendige Regelungen zum Verfahren werden zwischen den Vereinbarungs-
partnern abgestimmt. 

 

(3) Investitionskosten – Neu- / Anbau 
 Der Landkreis verpflichtet sich, der Kommune für die Schaffung von erforderli-

chen Plätzen in Kindertageseinrichtungen einen Zuschuss von  
a) 12.000 € pro Platz bis max. 180.000 € je Krippengruppe (15 Regelplätze) 
b) 7.200 € pro Platz bis max. 180.000 € je Kindergartengruppe (25 Regel-

plätze) 
 zu zahlen, sofern hier zuwendungsfähige Ausgaben mindestens in der Zuschuss-

höhe entstehen werden. Ein Zuschuss kann nur auf Antrag unter Vorlage eines 
Finanzierungsplans gewährt werden. 

 

(4) Investitionskosten – Umbau 
 Bei Umbaumaßnahmen in einer bestehenden Einrichtung erfolgt eine Bezu-

schussung insbesondere bei Vorliegen einer der folgenden Voraussetzungen: 

• Erweiterung der Einrichtung um einen Bewegungsraum oder Schlafraum, 

• Einrichtung/ Umbau eines Sozialraumes, 

• Küchenausstattung – wenn eine Erweiterung vorhandener Gruppen von halb-
tags auf Ganztagsbetreuung geplant ist,  

• gesetzlich geforderte Brandschutzmaßnahmen. 
 

 Die Höhe der Förderung erfolgt im Rahmen einer Festbetragsfinanzierung, die 
maximal einem Drittel der Investitionskostenförderung bei Neueinrichtung von 
Krippen- bzw. Kindergartengruppen entspricht (= 60.000 €). Die Summe wird als 
Höchstfördersumme vereinbart. 

 

(5) Investitionskosten – Ersatzbau 
 Bei anstehenden Neubauten als Ersatz für bestehende Einrichtungen ist ein In-

vestitionskostenzuschuss nach Abs. (2) im Einzelfall in Abstimmung mit dem 
Landkreis möglich, wenn die weitere Erteilung der Betriebserlaubnis gefährdet 
und die Unwirtschaftlichkeit einer Sanierung nachgewiesen ist. 

 

(6) Übergangseinrichtungen 
 Bei notwendig kurzfristig einzurichtenden zeitlich befristeten Übergangslösungen 

zur Erfüllung des Rechtsanspruchs auf Kindertagesbetreuung in Tageseinrich-
tungen besteht für die Kommune nach Abstimmung mit dem Landkreis die Mög-
lichkeit, einen Investitionskostenzuschuss entsprechend Abs. (2) zu beantragen. 
Dieser Zuschuss wird bei der Bereitstellung einer ersetzenden neuen Tagesein-
richtung im Zuwendungsbescheid berücksichtigt und in Abzug gebracht. 

 

(7) Entwicklung der Investitionskostenförderung 
 Die in Abs. 1 sowie in §5 Abs. (1) genannten Fördersummen bilden die Basis der 

Investitionskostenförderung ab, die im ersten Vereinbarungsjahr gezahlt werden. 
In den Folgejahren während der Laufzeit dieser Vereinbarung werden die För-
derbeträge jährlich um die Preisentwicklung im Baubereich angepasst. 
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 Als Anpassungsfaktor für die Preisentwicklung wird die Veränderungsrate zum 
Vorjahresquartal im Bereich des Neubaus von Wohngebäuden, die vom Bundes-
amt für Statistik herausgegeben wird, angewendet. Sollte diese nicht mehr her-
ausgegeben werden, wird auf äquivalente Indizes zurückgegriffen.  

 Maßgebend für die Zuordnung einer Investitionskostenförderung zu einem Ka-
lenderjahr ist das Bescheid Datum. Der berechnete Förderbetrag wird im Inves-
titionskostenbescheid auf volle tausend Euro aufgerundet. Die jeweilige Zu-
schusshöhe entwickelt sich gem. § 3 Abs. (6) dieser Vereinbarung. 

 

(8) Finanzierungsbestimmungen 
 Die Kommune ist verpflichtet  

1. Anträge auf Investitionskostenzuschüsse nach den Absätzen (2) bis (5) bis 
zum 30.04. eines Jahres schriftlich für das darauffolgende Haushaltsjahr beim 
Geschäftsbereich Jugend anzumelden. Eine Auszahlung des Investitionskos-
tenzuschusses ist ohne rechtzeitige Antragstellung nicht möglich. 

2. Die Kommune ist bei geplanten und laufenden Baumaßnahmen verpflichtet 
bis spätestens 31.10. e. J. zum Sachstand der Baumaßnahme und sich dar-
aus ergebender Mittelabrufe den Geschäftsbereich Jugend zu informieren, 
um eine entsprechende Investitionskostenplanung für den Landkreis zu ge-
währleisten. 

 Zuwendungen von dritter Seite, die den Anteil der Kommune reduzieren, sind im 
Finanzierungsplan bei der Antragstellung aufzuführen. Alle im Übrigen entste-
henden und anderweitig nicht gedeckten Kosten trägt die Kommune. Der Zu-
schuss wird im Rahmen einer Festbetragsfinanzierung gewährt. Die Mittelver-
wendung ist nach den Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung an Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von Ge-
bietskörperschaften (ANBest-Gk) nachzuweisen. 

 Eine Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen Vorhabenbeginns gemäß Nummer 
1.3 VV/VV-GK zu § 44 LHO gilt mit Antragseingang beim Landkreis als erteilt, ein 
Anspruch auf Bewilligung kann daraus nicht abgeleitet werden. 

 

(9) Die in diesem Paragraphen getroffenen Finanzierungsregelungen beziehen sich 
ausschließlich auf die geltende Rechtslage. Investitions- und Betriebskosten, die 
aufgrund einer Änderung der Rechtslage, etwa im Rahmen fortgeschriebener In-
klusionsregelungen entstehen sollten, sind hierdurch nicht erfasst und werden 
durch den Landkreis anteilig getragen. 

 
§ 4 Förderung von Ganztagsgrundschulen 
 

(1) Die Kommune trägt die Investitionskosten sowie das Defizit der schulischen Be-
triebskosten für die ganztägige Betreuung in Grundschulen nach Abstimmung mit 
der Grundschule. Weiterhin trägt sie die Kosten für die Betreuung in den Ferien. 
Die Kommune wird bei diesen Kosten sowie für das Personal, welches sie selbst 
zur Verfügung stellt, finanziell unterstützt. Die finanzielle Förderung einer be-
darfsgerechten ganztägigen Betreuung berechnet sich anhand mehrerer förder-
fähiger Finanzierungstatbestände gem. Abs. 3. Die finanzielle Förderung der be-
darfsgerechten Ferienbetreuung richtet sich nach Abs. 4. Die Finanzierungen 
stellen jeweils Maximalförderungen dar, insofern Personalkosten bzw. Defizite in 
dieser Höhe bei den jeweiligen Förderzwecken entstehen. Mögliche Landesfi-
nanzierungen sind vorrangig vor Landkreisfinanzierungen zu nutzen. Das Defizit 
der ganztägigen Betreuung ist der Kommune durch die Grundschule nachzuwei-
sen. Der Nachweis kann durch den Landkreis stichprobenartig geprüft werden. 
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Die notwendigen Formulare zur Abrechnung werden vom Landkreis Helmstedt 
zur Verfügung gestellt. 
 

(2) Der bundesgesetzliche Rechtsanspruch auf ganztägige Betreuung ist aufstei-
gend formuliert. Die Kommune stellt sicher, dass diejenigen Jahrgänge, die in 
einem Schuljahr vom Rechtsanspruch erfasst sind, vor den Jahrgängen, die noch 
nicht vom Rechtsanspruch erfasst sind, priorisiert in eine ganztägige Betreuung 
sowohl für die Schulzeiten als auch für die Ferienzeiten aufgenommen werden. 
Die Jahrgänge, die nicht vom Rechtsanspruch erfasst sind, sind nachrangig auf-
zunehmen. 
 

(3) Der durch das Land Niedersachsen berechnete Zusatzbedarf, die anteilige Kapi-
talisierung und die Lehrerstundenanteile sind dem Landkreis über die Berech-
nung des Landes nachzuweisen. Bei Ganztagsgrundschulen, die überwiegend 
auf externe Kooperationspartner setzen, ist die Kapitalisierungsquote so hoch 
wie möglich beim Land Niedersachsen zu beantragen. In den anderen Fällen 
entsprechend des Anteils. Abweichungen davon können zu Kürzungen der Land-
kreisförderung führen.  
Die Förderung der außerunterrichtlichen ganztägigen Betreuung während der 
achtstündigen Betreuungszeit enthält folgende Bausteine:  
 

1. Umrechnung der Gruppengröße von 30 auf 20 teilnehmende Schülerinnen und 
Schüler,  
2. Aufrechnung des 75 prozentigen anteiligen Zusatzbedarfes, der ggf. nur vom 
Land zur Verfügung gestellt wird, 
3. Aufrechnung der Unterrichtszeit auf volle Zeitstunden, wenn Lehrerinnen und 
Lehrer nur für eine Unterrichtstunde zur Verfügung gestellt werden, während sich 
der Zusatzbedarf in Zeitstunden berechnet, 
4. einen Zuschuss für eine vorhandene Ganztagskoordination sowie für Haus-
wirtschaftskräfte, die eine Mittagsverpflegung übernehmen.  
Für eine Ganztagskoordination wird eine halbe S 11b-Stelle je 50 Zusatzbedarfe 
finanziert. Sollten in einer Kommune mehrere Ganztagsgrundschulen vorhanden 
sein, dann können die Zusatzbedarfe für eine Ganztagskoordination bei der Kom-
mune gebündelt werden. Für Hauswirtschaftskräfte werden je 15 Zusatzbedarfe 
eine viertel E 2-Stelle finanziert. Es werden jeweils die Erfahrungsstufen 4 maxi-
mal gefördert. 
 

(4) Bei der Ferienbetreuung außerhalb von Hortgruppen werden die Kosten einer 
Erstkraft analog Entgeltgruppe S 8a sowie einer Zweitkraft analog Entgeltgruppe 
S 3 für zwei Monate als Maximalförderung finanziert soweit Personalkosten in 
dieser Höhe entstehen. Es werden jeweils die Erfahrungsstufen 4 maximal ge-
fördert. Bei mehr als 1.200 Teilnehmertagen im Jahr wird eine Förderung i.H.v. 5 
€ pro Teilnehmertag zusätzlich gewährt. Als Teilnehmertag gilt eine Teilnahme 
eines Kindes an einem Tag. Absprachen der Kommune mit anderen kreisange-
hörigen Kommunen zu Zusammenschlüssen im Rahmen der Ferienbetreuung 
sind möglich. Auf ein rechtsanspruchserfüllendes Angebot ist zu achten. Die För-
derung wird nur gewährt, wenn Doppelförderungen des Ferienangebots ausge-
schlossen werden. 
 

 
§ 5 Förderung der Integration und Inklusion 
 

Inklusion bedeutet eine vollständige Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Dies be-
trifft alle Bereiche des Lebens, z.B. Bildung, Arbeit, Familie und Freizeit. Inklusion in 
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Kindertageseinrichtungen ist bereits in §22a Abs. 4 SGB VIII für Kinder festgeschrie-
ben: „Kinder mit und ohne Behinderung sollen, sofern der Hilfebedarf dies zulässt, in 
Gruppen gemeinsam gefördert werden […].“. 
Insbesondere im Hinblick auf die SGB VIII Reform und unter qualitativen Gesichts-
punkten zur Weiterentwicklung der KIndertagesbetreuung im Landkreis wird die För-
derung von Maßnahmen und Projekten zur Inklusion / Integration hierzu als eigenstän-
diger Paragraph aufgenommen. 
 

(1) Investitionskosten – Neu- / Anbau oder Umbau 
 Der Landkreis verpflichtet sich, der Kommune für die Schaffung von erforderli-

chen Plätzen in Kindertageseinrichtungen einen Zuschuss von  
a) 15.000 € pro Platz bis max. 180.000 € je integrativer Krippengruppe (12 

Regelplätze)  
b) 10.000 € pro Platz bis max. 180.000 € je integrativer Kindergartengruppe 

(18 Regelplätze)  
c) 10.000 € pro Platz bei Einrichtung einer heilpädagogischen Kindergarten-

gruppe  
d) 60.000 € bei Umbaumaßnahmen in einer bestehenden Einrichtung zur Her-

stellung und Gewährleistung der Barrierefreiheit  
zu zahlen, sofern hier zuwendungsfähige Ausgaben mindestens in der Zuschuss-
höhe entstehen werden. Ein Zuschuss kann nur auf Antrag unter Vorlage eines 
Finanzierungsplans gewährt werden. Die jeweilige Zuschusshöhe entwickelt sich 
gem. § 3 Abs. (6) dieser Vereinbarung. 

 

(2) Zusatzqualifizierung von Beschäftigten 

• Beteiligung an heilpädagogischen (oder vergleichbaren) Qualifizierungs- 
und / oder Weiterbildungskosten von Mitarbeitern in Kindertagesstätten ge-
mäß §17 Abs. (2) der DVO NKiTaG. Der Landkreis beteiligt sich an diesen 
Kosten bis zu max. 2.000 € je Person, pro Jahr und Kommune. 

 
§ 6 Kostenausgleich für die Aufnahme gemeindefremder Kinder in  Kinderta-

geseinrichtungen 
 

(5) Mit den Zahlungen des Landkreises aus den §§ 3,4 und 5 dieser Vereinbarung 
sind sämtliche Forderungen der Kommune für das bedarfsgerechte Vorhalten 
und den Betrieb von Kindertagesstätten aufgrund der übertragenen Wahrneh-
mungszuständigkeit abgegolten, gleiches gilt für den Betrieb von Ganztags-
grundschulen. 
 

(6) Ein Kostenausgleich für die Aufnahme gemeindefremder Kinder in Kindertages-
einrichtungen ist innerhalb des Landkreises unmittelbar zwischen den Kommu-
nen und dem Träger der Einrichtung zu regeln. Zusätzliche bzw. ergänzende 
Zahlungen des Landkreises an die Kommune erfolgen für diese Betreuung nicht. 

 

(7) Der Kostenausgleich zwischen Kommunen und Trägern außerhalb des Kreisge-
bietes wird über den Landkreis durchgeführt. Die Mehrkosten für den Besuch von 
auswärtigen Kindertagesstätten werden zwischen dem Landkreis und der zu-
ständigen Kommune zur Hälfte geteilt. Die Kostenübernahme erfolgt nur bis zu 
dem Zeitpunkt, an dem ein rechtsanspruchserfüllender Platz in der Kommune zur 
Verfügung steht. Dazu bedarf es einer Kostenübernahmeerklärung der entsen-
denden Kommune. 
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(8) Wenn die Stadt Wolfsburg vom Landkreis einen Kostenausgleich für betreute 
Kinder aus dem Gebiet der Kommune begehrt, kann der Landkreis im Einverneh-
men mit der Kommune die Höhe der Erstattungsleistungen sowie die Abrech-
nungs- und Zahlungsmodalitäten vereinbaren. Der Landkreis ist insoweit befugt, 
die hierfür notwendigen Rechtshandlungen vorzunehmen. Für Zahlungen tritt der 
Landkreis für die Kommune zunächst in Vorleistung. Der auf die Kommune inso-
weit entfallende Betrag wird dieser 2x jährlich in Rechnung gestellt. Zusätzliche 
bzw. ergänzende Zahlungen des Landkreises an die Kommune bzw. an andere 
örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe erfolgen für diese Betreuung nicht. 

 
§ 7 Beratung 
 

(1) Die Kommune ist verpflichtet Eltern über das Platzangebot in ihrem Gebiet zu 
informieren und diese entsprechend zu beraten. Ergänzend informiert der Land-
kreis über die Tageseinrichtungen und deren inhaltliche Konzeptionen im Kreis-
gebiet gemäß § 24 Abs. 5 SGB VIII. Die Kommunen stellen sicher, dass die hier-
für erforderlichen Daten dem Landkreis zur Verfügung gestellt werden. 

 

(2) Ergänzend zu den Angeboten der Träger von Kindertageseinrichtungen nimmt 
der Landkreis die Fachberatung gemäß §13 NKiTaG wahr. 
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§ 8 Kindeswohlgefährdung und persönliche Eignung 
 

Mit den Trägern der Kindertagesstätten schließt der Landkreis eine gesonderte Ver-
einbarung über die Wahrnehmung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung 
nach § 8a SGB VIII sowie über die Sicherstellung der persönlichen Eignung der Be-
schäftigten nach § 72a SGB VIII ab. 
 
§ 9 Kindertagespflege 
 

(1) Die Kommune ist hinsichtlich rechtsanspruchserfüllender Krippen- und Kinder-
gartenplätze nach Maßgabe des § 24 SGB VIII berechtigt und verpflichtet, auf 
die Vermittlung von Kindertagespflegepersonen im Sinne des § 23 SGB VIII 
durch den Landkreis hinzuweisen. 

 

(2) Die Ausführung der §§ 23, 24 SGB VIII obliegt im Übrigen dem Landkreis und 
trägt die dabei entstehenden Kosten. 

 
§ 10 Wirtschaftliche Jugendhilfe 
 

Die Kommune wird den Landkreis im Rahmen ihrer Möglichkeiten nach besten Kräften 
bei der Erfüllung der Aufgaben der wirtschaftlichen Jugendhilfe aus § 90 Abs. 3, 4 SGB 
VIII unterstützen. 
 
§ 11 Jugend- und Jugendsozialarbeit 
 

(1) Die Kommune kann die von ihr schon bislang wahrgenommenen Aufgaben aus 
den §§ 11 bis 13 SGB VIII in eigener Zuständigkeit fortführen. Sie kann ferner 
neue Aufgaben der Jugend- und Jugendsozialarbeit übernehmen, soweit diese 
Aufgaben örtlichen Charakters sind. 

 

(2) Der Landkreis Helmstedt leistet einen Kostenzuschuss für die Jugendarbeit in 
Form einer „Pro-Kopf-Pauschale“ i. H. v. 12,50 € für die Kinder zwischen 0 und 
26 Jahren als Maximalzuschuss. Eine Maximalbezuschussung erfolgt nur dann, 
wenn bei der kreisangehörigen Kommune mindestens entsprechende Personal-
kosten entstehen und dem Landkreis Helmstedt gegenüber nachgewiesen wer-
den. In den anderen Fällen erfolgt die Bezuschussung in der Höhe der nachge-
wiesenen Personalkosten. 

 
(3) Sollte ehrenamtliches Personal vor Ort in kommunalen Jugendfreizeiteinrichtun-

gen eingesetzt werden (JuLeiCa-Inhaber o. vergleichbar) erfolgt auch hier eine 
analoge Bezuschussung auf Nachweis der Verwendung.  

 
(4) Für vorhandene und aktiv genutzte Jugendräume in den kreisangehörigen Kom-

munen werden jährlich 500,00 € je Jugendraum als Zuschuss zu den Betriebs-

kosten zusätzlich zur Förderung nach den Abs. 2, 3 gewährt. 

 

(5) Die Beantragung der Zuschüsse der Abs. 2-4 erfolgt bis zum 31.07. eines Jahres 

für das vorangegangene Kalenderjahr. Die Berechnung der Maximalbezuschus-

sung erfolgt auf Basis der Einwohnerzahlen zum 31.12. des Vorjahres.  
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§ 12 Inkrafttreten; Schlussbestimmungen 
 

(1) Diese Vereinbarung tritt zum 01.07.2025 in Kraft. Gleichzeitig treten die bisheri-
gen Vereinbarungen über die Wahrnehmung von Aufgaben der öffentlichen Ju-
gendhilfe zwischen dem Landkreis und seinen kreisangehörigen Kommunen au-
ßer Kraft. 

 

(2) Diese Vereinbarung kann erstmals zum 31.12.2028 und sodann nach Ablauf von 
jeweils einem Jahr gekündigt werden. Die Kündigung ist mit einer Frist von sechs 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich zu erklären.  

 Die Kündigung der Vereinbarungen in § 11 (Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit) 
dieser Wahrnehmungsvereinbarung kann – ohne die Gesamtvereinbarung kün-
digen zu müssen - mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Halbjahres 
schriftlich erklärt werden. Ebenso kann der Fördersatz des Landkreises für das 
bestehende Ganztagsangebot an Grundschulen mit Wirkung zum 31.07.2026 
unter der genannten Frist separat schriftlich gekündigt werden. Dies allerdings 
nur dann, wenn seitens des Landes Niedersachsen die Finanzierung des Rechts-
anspruches auf Ganztagsbetreuung in der Grundschule mit Wirkung zum 
01.08.2026 vorliegt. 

 

(3) Die Wirksamkeit dieser Vereinbarung insgesamt bleibt unberührt, wenn einzelne 
ihrer Bestimmungen unwirksam sein sollten. Der Landkreis und die Kommune 
verpflichten sich für diesen Fall, unwirksame oder nicht zielführende Bestimmun-
gen durch solche zu ersetzen, die am besten geeignet sind, die vorgesehene 
Aufgabenerfüllung und deren finanzielle Ergebnisse zu erreichen. 

 
 
 
 
 
Für den Landkreis Helmstedt   Für die kreisangehörige Kommune 
 
Helmstedt, den ____________   Ort, den _______________ 
 
 
 
 
__________________________   _________________________ 
(Gerhard Radeck)     (Name) 
Landrat      Bezeichnung 
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